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In Junglinster versammelten sich
Erzieher, Lehrer der Primär- und
der Sekundarstufe sowie Vertre-
ter des Bildungsministeriums, um
neue Methoden für die politische

Bildung von Kindern und Ju-
gendlichen auszuarbeiten. Diese
Versammlung, welche unter der
Schirmherrschaft des Präsiden-
ten des Parlaments steht, wurde
von Mars di Bartolomeo und Bil-
dungsminister Claude Meisch als
exemplarisch eingestuft.
„Wir brauchen und wollen eine
politische Bildung der Jugend.
Ich bin deshalb äußerst froh da-
rüber, dass eine politische Insti-
tution wie das Parlament die
Schirmherrschaft für die heutige
Veranstaltung übernimmt. Hier
geht es nicht um eine Indoktri-
nierung durch die Politik, son-
dern um die Unterstützung des
politischen Meinungsbildungs-
prozesses“, so Di Bartolomeo.
Dank einer Vernetzung der Poli-

tik und der Schule könne man
den Kindern und Jugendlichen
„das Mitbestimmen innerhalb
der Gesellschaft“ besser vermit-
teln. Ein obligatorischer Besuch
von Schulklassen im Parlament
sei vor diesem Hintergrund wün-
schenswert.
Bildungsminister Claude
Meisch wies seinerseits darauf
hin, dass die Politik im Alltag der
Jugend vorhanden ist, auch wenn
diese es nicht immer merkt: „Po-
litik ist ganz alltäglich und fängt
dort an, wo zwei Menschen eine
Entscheidung treffen müssen.
Die politische Bildung beginnt ei-
gentlich schon im Sandkasten“,
so der DP-Politiker. Aus diesem
Grund sei es wichtig, Kinder be-
reits sehr früh im formellen und
informellen Bildungsbereich Po-
litik bzw. Partizipation zu vermit-
teln.
Vor diesem Hintergrund wur-
den im Rahmen des „Zukunfts-
dësch Politesch Bildung zu Lët-

zebuerg“ unter anderem ein Se-
minar zur Förderung der Partizi-
pation an Luxemburger Kinder-
tagesstätten angeboten. Die Se-
minarleiter wiesen darauf hin,
dass „auch ein kleines Kind kom-
petent ist und eine eigene Mei-
nung hat. Kinder sind gleichwer-
tige Mitglieder der Gesellschaft.“
Aus diesem Grund hätten sie ein
Recht darauf, im Alltag der Kin-
dertagesstätten eingebunden zu
werden.
Es wird beispielsweise empfoh-
len, den Kindern die Möglichkeit
zu geben, durch Abstimmungs-
prozesse über die Aktivitäten
oder das Essen in den Kinderta-
gesstätten mitzuentscheiden. Auf
diese Weise würden sie lernen,
dass ihreMeinungwichtig ist und
etwas bewegen kann. Diese Form
der Partizipation würde einer
möglichen späteren Politikver-
drossenheit entgegenwirken.
Letztlich wurde beim „Zukunfts-
dësch Politesch Bildung zu Lët-

zebuerg“ deutlich, dass die
politische Bildung der jungen
Generation bereits im frühen
Kindesalter beginnt und wäh-
rend der Schulzeit stetig geför-
dert werden muss.

Damien Valvasori

POLITISCHE BILDUNG BEI JUGENDLICHEN „Zukunftsdësch“ diskutiert neue Methoden

Die politische Bildung von
Kindern und Jugendlichen ist
für deren Interesse an der
Gesellschaft und an der
demokratischen Staatsform
unabdinglich. Um gegen die
teilweise vorherrschende
Politikverdrossenheit der
Jugend anzukämpfen, wurde
am Donnerstag der
sogenannte „Zukunftsdësch
Politesch Bildung zu
Lëtzebuerg“ einberufen.

Vom Sandkasten bis zum Abitur
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Im kleinen Kreis wurde über die Partizipation von Kindern dis-
kutiert

ParlamentspräsidentMars di
Bartolomeo undBildungsmi-
nister ClaudeMeisch haben
beim „Zukunftsdësch“ die Idee
einer Luxemburger Zentrale für
politische Bildung ins Spiel ge-
bracht. „Wir können uns auch
an guten Ideen aus demAus-
land orientieren. Ein Beispiel ist
die deutsche Bundeszentrale für

politische Bildung“, so der
LSAP-Politiker.
Auch ClaudeMeisch befürwor-
tete dieGründung einer solchen
Zentrale. Die deutsche Bundes-
zentrale für politische Bildung
(BPB) hat laut eigener Aussage
zumZiel, „das demokratische
Bewusstsein in der Bevölkerung
zu fördern und dieMenschen in

der BundesrepublikDeutsch-
land zumotivieren und zu befä-
higen, mündig, kritisch und ak-
tiv am politischen Leben teilzu-
nehmen.“ Umdieses Ziel zu er-
reichen, bietet die BPB unter
anderem Print-Publikationen,
Veranstaltungen, Kongresse,
Seminare und das eigeneOn-
line-Portal www.bpb.de an.

Neue Zentrale für politische Bildung?

Claude Meisch, Bildungsminister

Die politische
Bildung beginnt
schon im
Sandkasten

Eines der Hauptthemen, welches
im Vorfeld der Tripartite für Dis-
kussionen sorgte, ist der Eltern-
urlaub. Gestern wurde in dieser
Frage nun eine Einigung erzielt.
Es sei eine wichtige Etappe in der
Familienpolitik erzielt worden,
resümierte Premierminister Bet-
tel die Gespräche.

Einklang mit Familie
Dabei geht man einen völlig neu-
en Weg. Die Sozialpartner be-
schlossen die Einführung einer
Art Ersatzeinkommen. Dieses
soll zwischen dem Mindestlohn
(1.922,96 Euro) und 3.200 Euro
liegen. Bislang lag der monatli-
che Betrag für Elternurlaub bei
1.778 Euro. In anderen Worten,
wer zwischen Mindestlohn und
3.200 Euro verdient, behält sein
Gehalt, erst ab 3.200 greift die
Begrenzung. Ziel dieserMaßnah-
me sei es, auch den Leuten, die
während des „congé parental“ zu
viel an Einkommen eingebüßt
hätten, den Zugang zu der Sozi-
almaßnahme zu ermöglichen.
Beide Elternteile können ihn des
Weiteren nun zusammen bean-
tragen, wurde am Freitag erklärt.

Antragsteller können den Ur-
laub für sechs Monate ganz oder
zwölf Monate halbtags beantra-
gen.
Es ist aber auch eine flexible
Lösung mit mehreren Arbeitsta-
gen pro Woche möglich. So kön-
nen zum Beispiel mit der Erlaub-
nis des Arbeitgebers Eltern wäh-
rend 20 Monaten einen Tag pro
Woche Elternurlaub beantragen,
oder viermal einenMonat. Bisher
konnten nur Personen Elternur-
laub beantragen, die mindestens
20 Stunden pro Woche arbeite-
ten. Diese minimale wöchentli-
che Arbeitsdauer wird nun auf
zehn Stunden gesenkt. Neues
gibt es auch, was das Alter des
Kindes anbelangt. Bis jetzt galt
die Regel, dass der Elternurlaub

bis zum Ablauf des fünften Le-
bensjahres des Kindes genom-
men werden musste. Diese Gren-
ze wird jetzt auf sechs Jahre er-
höht. 2013 wurden 4.077 Anträ-
ge auf Elternurlaub beim Famili-
enministerium eingereicht.
Am Montag wird Familien-
ministerin Corinne Cahen die zu-
ständige Parlamentskommission
über die neuen Regeln informie-
ren und anschließend auf einer
Pressekonferenz die Details er-
läutern.
Laut OGBL-Präsident André
Roeltgen wurden bei der Triparti-
te auch in anderen Fragen Fort-
schritte erzielt. Der Gewerk-
schaftschef ist zuversichtlich,
dass man demnächst Resultate in
vielen Dossiers erzielen wird.

Nicht weiter kam man aber im
Dossier der Arbeitsplatzsiche-
rung. Hier soll eine Arbeitsgrup-
pe Lösungsansätze erarbeiten,
wie die Arbeitnehmer im Falle ei-
nes Konkurses z.B. besser abgesi-
chert werden könnten. Der
OGBL lehnt nach wie vor eine
weitere Flexibilisierung der Ar-
beitszeiten ab. Stattdessen sollte
man auch über Möglichkeiten
der Arbeitszeitverkürzung reden.
Premierminister Bettel war mit
dem Ergebnis der Tripartite zu-
frieden.

Gegen Flexibilisierung
Man sei in vielen Bereichen wei-
tergekommen, wo seit Jahren

Stillstand herrschte, so ein zufrie-
dener Regierungschef gestern. Er
nannte den Solidaritätsvorruhe-
stand (préretraite-solidarité) und
die 52-Wochen-Regel bei Krank-
meldungen als Beispiel. Patrick
Dury bezeichnete Letztere je-
doch als „Schande“ und forderte
eine schnellere Lösung. Ziel
müsse sein, schwerkranke Ar-
beitnehmer in einem Arbeitsver-
hältnis zu behalten. Michel
Wurth, Präsident des Arbeitge-
berverbandes UEL, meinte in
diesem Zusammenhang, dass die
Arbeitgeber bereit seien, in Här-
tefällen Arbeitnehmern auch
über die 52 Wochen hinaus die
Möglichkeit zu einem Verbleib
auf dem Arbeitsmarkt zu bieten,
man wolle jedoch den aktuellen
gesetzlichen Rahmen nicht
sprengen.
Wurth zeigte sich erfreut darü-
ber dass die Arbeitslosigkeit
sinkt. Auch er ist mit dem Aus-
gang der Gespräche zufrieden.
Die Arbeitgebervereinigung be-
dauerte aber, dass keine Lösung
gefunden wurde, was z.B. eine
bessere Unterstützung für die Lu-
xemburger Exportbetriebe anbe-
langt. Hier gehe es um die Frage
eines Gleichgewichts zwischen
derWettbewerbsfähigkeit der Be-
triebe und der Lohnpolitik, erin-
nerten die Arbeitgeber. Was die
Lohnfortzahlung betrifft, zeigte
man sich vorsichtig optimistisch,
auch wenn noch keine Einigung
erzielt wurde. Das gehe in die
richtige Richtung, freute sich Bet-
tel. Die nächste Tripartite-Sit-
zung findet am 12. Oktober statt.

rh/SeK

TRIPARTITE Verhaltener Optimismus bei weiterhin blockierten Dossiers

Beim gestrigen Treffen der
Sozialpartner mit der
Regierung wurde eine
Neureglung des Elternurlaubs
beschlossen. Künftig wird es
einen Minimalbetrag in Höhe
des sozialen Mindestlohns
und einen Maximalbetrag von
3.200 Euro für jene geben,
die mehr verdienen.

Bis zu 3.200 Euro bei „Congé parental“
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Im Oktober wird man sich ein weiteres Mal treffen
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Zukunftsdësch politesch Bildung - Onlinelinks 
 

 RTL-Tele : Zukunftsdësch Politesch Bildung zu Lëtzebuerg 

http://tele.rtl.lu/emissiounen/de-journal/3034837.html 

 RTL – Radio :  

http://www.rtl.lu/letzebuerg/626767.html 

 Radio 100, 7 : 

http://www.100komma7.lu/files/4/4/267700_invite-vum-dag.mp3  

 Chamber TV :  
http://visilux.chd.lu/ArchivePage/video/1478/sequence/64610.html  
 

 Lëtzebuerger Land : Politische Bildung im Zentrum  
http://www.land.lu/2015/05/15/politische-bildung-im-zentrum%e2%80%a9/ 

 Lux. Wort : Bildungsminister bestätigt / Luxemburg soll Zentrum für politische Bildung 
erhalten 
http://www.wort.lu/de/politik/bildungsminister-bestaetigt-luxemburg-soll-zentrum-fuer-
politischebildung-erhalten-5538fcea0c88b46a8ce57eab 
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